
 
- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 7a AL 228/05 B 

 

 

 
..............................................., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ................................................. 
 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Bundesagentur für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

 

Der 7a. Senat des Bundessozialgerichts hat am 23. Februar 2006 durch die 

Richter   E i c h e r ,   Dr.  S p e l l b r i n k   und   Dr.  K o l o c z e k   beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss 

des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 16. August 2005 wird als unzu- 

lässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Im Streit ist die Zahlung von Arbeitslosenhilfe (Alhi) für die Zeit ab 27. Dezember 1999.  

 

Die Beklagte hat den Antrag des Klägers auf Zahlung von Alhi abgelehnt, weil der Kläger die 

Frage, ob er bereit sei, alle Möglichkeiten zu nutzen, um eine Beschäftigungslosigkeit zu been-

den, verneint habe; der Kläger erfülle damit nicht die gesetzliche Voraussetzung der Arbeitslo-

sigkeit (Bescheid vom 24. Januar 2000; Widerspruchsbescheid vom 10. April 2000). Während 

das Sozialgericht (SG) die Klage aus denselben Gründen wie die Beklagte abgelehnt hat (Urteil 

vom 4. Dezember 2003), hat das Landessozialgericht (LSG) die Berufung des Klägers gegen 

das Urteil des SG mit der Begründung zurückgewiesen, es könne dahinstehen, ob der Kläger im 

entscheidungserheblichen Zeitraum arbeitslos gewesen sei; jedenfalls sei seine Bedürftigkeit 

nicht erwiesen. Mit seiner Beschwerde rügt der Kläger einen Verfahrensmangel. Das LSG habe 

die Amtsermittlungspflicht (§ 103 Sozialgerichtsgesetz <SGG>) verletzt. Es hätte die von ihm 

(dem Kläger) erstinstanzlich in den Schriftsätzen vom 26. Februar 2002 und 7. Mai 2003 be-

nannte Zeugin, seine Ehefrau K.    G.           , zu dem bei ihr vorhandenen Vermögen vernehmen 

müssen.  

 

 

II 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil der geltend gemachte Zulassungsgrund 

des Verfahrensfehlers, auf dem die Entscheidung des LSG beruhen kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 

SGG), nicht in der erforderlichen Weise bezeichnet ist (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). Der Senat 

konnte deshalb über die Beschwerde ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter gemäß 

§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 SGG iVm § 169 SGG entscheiden. 

 

Den Anforderungen an eine ordnungsgemäße Begründung der Beschwerde genügt der Vortrag 

des Klägers schon deshalb nicht, weil er nicht behauptet, dass das LSG einem bei ihm gestell-

ten Beweisantrag nicht gefolgt ist. Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG kann eine Nichtzulassungsbe-

schwerde auf die Verletzung des § 103 SGG jedoch nur dann gestützt werden, wenn die 

Amtsermittlungspflicht sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende 

Begründung nicht gefolgt ist. Ein solcher Beweisantrag kann nur der sein, der beim LSG selbst, 

nicht jedoch bereits im erstinstanzlichen Verfahren beim SG gestellt worden ist (vgl nur Meyer-

Ladewig in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 8. Aufl 2005, § 160 RdNr 18a mwN).  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 

1 

2 

3 

4 

5 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

